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Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 2005, 
das BBU-Errichtungsgesetz, das BFA-Einrich- 
tungsgesetz, das BFA-Verfahrensgesetz, das 

Fremdenpolizeigesetz 2005, das Grundver- 
sorgungsgesetz – Bund 2005, das Staatsbür- 
gerschaftsgesetz 1985 und das Ausländerbe- 

schäftigungsgesetz geändert werden (Asyl- und 

Migrationspakt-Anpassungsgesetz – AMPAG); 
Regierungsvorlage; 

Stellungnahme 

 

 
Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 25. März 2026, Zl. 2026-0.261.429, übermit-

telte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichtige Bedenken. Es wird daher ersucht, 

die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertretenen Parteien zur Verfügung 

zu stellen. 

 

Zu Artikel 1 (Änderung des Asylgesetzes 2005) 

 

Zu Z 118 (§ 54a AsylG 2005): 

 

Die in § 54a AsylG 2005 genannte Personengruppe (Drittstaatsangehörige mit Aufenthaltstiteln aus 

Gründen des Art. 2 oder 3 EMRK) ist weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - 

Art. 15a B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz, LGBl. Nr. 46/2004 in der Fassung LGBl. 

Nr. 49/2018, verankert und auch nicht im Entwurf der überarbeiteten Grundversorgungsvereinba-

rung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Personen mit einem solchen Aufenthaltstitel zählen 

somit nicht zur Zielgruppe der Grundversorgung und sind auch nicht anspruchsberechtigt in Bezug 

auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMS). Daraus ergeben sich offene Fragen hinsichtlich 

der Zuständigkeit und Kostentragung für diese Personengruppe. Es wird eindrücklich darauf hinge-

wiesen, dass somit schwerwiegende Versorgungslücken vorliegen. Es kann nicht allein Aufgabe des 

Landes Wien sein, für die Versorgung dieser Zielgruppen aufzukommen. 
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Zu Artikel 6 (Änderung des Grundversorgungsgesetzes Bund - 2005) 

 

Zu Z 4 (§ 2 Abs. 1 GVG-B 2005): 

 

Bisher war klar geregelt, dass die Zuständigkeit der Bundes-Grundversorgung bis zur Zulassung zum 

Asylverfahren besteht. Erst nach erfolgter Zulassung war eine Zuweisung einer asylwerbenden Per-

son (nunmehr „Antragssteller“) an ein Bundesland möglich und setzte das Einvernehmen mit dem 

jeweiligen Bundesland voraus. 

 

Das Zuständigkeitssystem soll den Erläuterungen zufolge nun dahingehend geändert werden, dass 

die Grundversorgung hinsichtlich bestimmter beschleunigter Verfahren ab dem Vorliegen einer 

Prognoseentscheidung in die Zuständigkeit der Länder fällt. Grundsätzlich soll bei Verfahren mit 

rasch möglicher Außerlandesbringung die Bundeszuständigkeit gegeben sein. Hingegen sollen An-

tragsteller*innen bei jenen Verfahren, bei denen ein langwieriges Verfahren zur Außerlandesbrin-

gung erforderlich sein könnte, in die Zuständigkeit der Landes-Grundversorgung fallen. Der Bund 

wäre lediglich für bestimmte beschleunigte Verfahren gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a, c, d, e und j der 

Verfahrensverordnung (EU) 2024/1348 zuständig. In die Landeszuständigkeit fiele damit etwa die 

Versorgung von Antragsteller*innen, bei denen es triftige Gründe für die Annahme gibt, dass sie 

eine Gefahr für die nationale Sicherheit oder die öffentliche Ordnung darstellen. 

 

Der Bund unterließ es, im Zuge der Erläuterungen ausführlich darzustellen, weshalb die Zuständig-

keit der Länder in bestimmten Fällen der beschleunigten Verfahren konkret sinnvoll und notwendig 

erscheint. Die in den Erläuterungen angeführte Pauschalbegründung scheint nicht ausreichend, um 

den Regelungszweck konkret nachvollziehen zu können. Dies insbesondere in Anbetracht dessen, 

dass der Bund für die schnelle Außerlandesbringung von sogenannten „Gefährdern“ zuständig ist - 

die Verlagerung der Versorgung dieser Personengruppe in Zusammenhang mit beschleunigten Ver-

fahren in die Landeszuständigkeit erscheint daher sinnwidrig. 

 

Änderungen im Zuständigkeitssystem, welche in der Grundversorgungsvereinbarung - Art.  15a  

B-VG keine spiegelbildliche Deckung finden, sind aus Sicht des Landes Wien nicht hinnehmbar und 

stellen zudem eine Regelungslücke dar. 

 

In seiner jüngsten grundversorgungsrechtlichen Rechtsprechung äußerte sich der Verfassungsge-

richtshof (VfGH vom 7. Oktober 2021, A5/2021) zur kompetenzrechtlichen Einordnung hinsichtlich 

aller Tatbestände, die in der Grundversorgungsvereinbarung gemäß Art. 15a B-VG, geregelt werden. 

Der VfGH führte aus, dass die Grundversorgung hilfsbedürftiger Fremder, auch nach negativer Ent-

scheidung über ihren Asylantrag, kompetenzrechtlich gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 3 (und 7) B-VG in den 

Aufgabenbereich des Bundes falle, solange ein Konnex zum Asylverfahren insoweit bestehe, als ihr 

Aufenthalt in Österreich eine Folge ihres Asylantrages sei. In diesen Fällen bestehe ein enger sachli-

cher Zusammenhang zwischen Versorgungsleistungen und Fremdenrecht. Daraus folge, dass die 

Bundeszuständigkeit erst dann ende, wenn rechtskräftig positiv über das Aufenthaltsrechteines 

eines*einer früheren Asylwerbers*in abgesprochen worden sei oder der*die Asylwerber*in das Bun-

desgebiet verlassen habe (VfGH vom 7. Oktober 2021, A5/2021, Rz 32). 
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Legt der Bund im vorliegenden Gesetzesentwurf nun seine Zuständigkeit zur Versorgung von Asyl-

werber*innen nur für bestimmte Fälle fest, ohne zuvor das partnerschaftliche Einvernehmen über die 

Aufgabenbereiche der Länder im Zuge einer Änderung der Grundversorgungsvereinbarung – 

Art. 15a B-VG herzustellen, so verkennt er seine ihm nach der verfassungsrechtlichen Kompetenz-

verteilung obliegenden Zuständigkeiten. Finden sich die seitens des Bundes gewünschten Änderun-

gen nicht spiegelbildlich auch in der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG, entsteht eine 

Regelungslücke. Ohne Abschluss einer entsprechenden Art. 15a-Vereinbarung können die Länder 

die angeführten Aufgaben nicht übernehmen. 

 

Das Land Wien vertritt selbstverständlich weiterhin die in der Grundversorgungsvereinbarung - 

Art. 15a B-VG abgebildete Position: Die Grundversorgung soll bundesweit einheitlich sein, partner-

schaftlich durchgeführt werden, eine regionale Überbelastung vermeiden und Rechtssicherheit für 

die betroffenen Fremden schaffen. Eine partnerschaftliche Abwicklung der Grundversorgung ist 

allerdings auf Seiten des Bundes nicht erkennbar, soweit Änderungen der Zuständigkeitssystematik 

im Alleingang gesetzlich verankert werden sollen. Bislang wurde auch noch nicht abgebildet, ob und 

wie sich die geplante Zuständigkeitssystematik auf die Kostentragung auswirkt. 

 

Im Zuge der geplanten Änderungen der Zuständigkeitssystematik ist eine genaue Definition dahin-

gehend, ab welchem Verfahrensstatus die Zuständigkeit der Länder beginnt, unumgänglich. Die 

Zuständigkeit für die Grundversorgung muss weiters strikt an den Status des Asylverfahrens ge-

knüpft sein, nicht an das Verhalten der betroffenen Personen. 

 

§ 46a des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG) ermöglicht Familienangehörigen, die zu 

einem späteren Zeitpunkt einreisen als die Ankerperson, den Erhalt eines Aufenthaltstitels „Rot-

Weiß-Rot-Karte plus“. 

 

Personen mit diesem Aufenthaltstitel sind weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - 

Art. 15a B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und auch nicht im Entwurf der 

überarbeiteten Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Perso-

nen mit einem solchen Aufenthaltstitel zählen somit nicht zur Zielgruppe der Grundversorgung und 

sind auch nicht anspruchsberechtigt in Bezug auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung, es sei 

denn sie befinden sich in einer Bedarfsgemeinschaft mit einer asylberechtigten Person. Daraus er-

geben sich offene Fragen hinsichtlich Zuständigkeit und Kostentragung für diese Personengruppe. 

 

Nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten können nun ebenfalls 

einen Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG erhalten (ohne Quotenbeschrän-

kung). Dies führt zu ähnlichen Problemen wie bei den Familienzusammenführungen, denn Personen 

mit diesem Aufenthaltstitel sind weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a 

B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und auch nicht im Entwurf der überarbei-

teten Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Diese Neurege-

lung führt dazu, dass in Österreich geborene Kinder von subsidiär Schutzberechtigten nach den der-

zeitigen Entwürfen unversorgt wären: Sie wären nicht krankenversichert und würden keine Sozial-

leistungen erhalten. Derzeit erhalten jene Kinder Grundversorgung. Familienangehörige von grund-

versorgten Personen sind in der Krankenversicherung nicht mitversichert, sofern sie nicht selbst zur 

Zielgruppe der Grundversorgung gehören. 
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Es ist davon auszugehen, dass Familienkonstellationen mit unterschiedlichen Anspruchsberechti-

gungen auftreten werden, beispielsweise: Mutter mit subsidiärem Schutz mit Anspruch auf Grund-

versorgung und Kind mit „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ ohne Anspruch auf Grundversorgung oder be-

darfsorientierte Mindestsicherung. Für folgende bislang über die bedarfsorientierte Mindestsiche-

rung und die Grundversorgung versorgte Personen entsteht künftig eine Versorgungslücke: 

 

Familiennachzug und nachgeborene Kinder von Asylberechtigten mit „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ 

nach § 46a NAG: 

BMS-Bedarfsgemeinschaft mit asylberechtigter Person 

kein Anspruch auf Grundversorgung 

 

Familiennachzug und nachgeborene Kinder von subsidiar Schutzberechtigten mit „Rot-Weiß-Rot- 

Karte“ plus nach § 46a NAG 

kein Anspruch auf BMS 

kein Anspruch auf Grundversorgung 

 

Es wird eindrücklich darauf hingewiesen, dass somit schwerwiegende Versorgungslücken vorliegen 

werden. Es kann nicht allein Aufgabe des Landes Wien sein, für die Versorgung dieser Zielgruppen 

aufzukommen. 

 

Österreich bekannte sich mit der Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen von 

1989 über die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) zur Gewährleistung umfassender 

Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von Kindern. Zahlreiche Inhalte der UN-

Kinderrechtskonvention werden durch die im Zuge des Gesetzesvorhabens entstehende Versor-

gungslücke verletzt, wie etwa der Zugang zur Gesundheitsvorsorge (Art. 24), das Recht auf soziale 

Sicherheit (Art. 26) sowie angemessene Lebensbedingungen und Unterhalt (Art. 27). Von der dro-

henden Versorgungslücke besonders betroffen sind Kinder mit Behinderungen, welchen Art. 23 der 

UN-Kinderrechtskonvention einen besonderen Förderbedarf zuerkennt. 

 

Seit dem Jahr 2011 sind zentrale Teile der UN-Kinderrechtskonvention im Bundesverfassungsgesetz 

über die Rechte von Kindern, BGBl. I Nr. 4/2011, festgeschrieben. Eine Beschränkung der darin ge-

währleisteten Rechte und Ansprüche ist nach Art. 7 nur zulässig, insoweit sie gesetzlich vorgesehen 

ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicher-

heit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der 

Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit oder zum 

Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Gegenständlich ist kein Tatbestand ersicht-

lich, welcher die massiven Einschränkungen der genannten Kinderrechte zu rechtfertigen vermag. 

 

Wie den Erläuterungen zu entnehmen ist, kann das Einreiseverfahren gemäß § 35 AsylG 2005 der 

Einschätzung des Bundes nach auf Grund der Vorgaben des gemeinsamen europäischen Asylsys-

tems nicht länger aufrechterhalten bleiben. Dem nationalen Gesetzgeber sei es verwehrt, Familien-

angehörigen von Flüchtlingen, die unter die Familienzusammenführungsrichtlinie fallen und keine 

eigenen Fluchtgründe vorweisen würden, einen internationalen Schutzstatus zu gewähren, sondern 

es sei die Erteilung eines - nicht mit einem Schutzstatus verbundenen - Aufenthaltstitels vorzusehen. 

 

  



 

 

Seite 5/6 

 

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr 

Die Argumentation des Gesetzgebers für die Notwendigkeit dieser Änderung basiert auf Art. 3 Z 9 

der Status-Verordnung (EU) 2024/1347: 

 

„Familienangehörige“ = die folgenden Mitglieder der Familie der Person, der internationaler Schutz 

gewährt wurde, die sich im Zusammenhang mit dem Antrag auf internationalen Schutz im Hoheits-

gebiet desselben Mitgliedstaats aufhalten, sofern die Familie bereits vor der Ankunft des Antragstel-

lers im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten bestanden hat.“ 

 

Laut Ansicht des Bundesgesetzgebers fallen unter Familienangehörige nach der Status-Verordnung 

nur Personen, bei denen die Familieneigenschaft bereits vor der Ankunft der Bezugsperson im Ho-

heitsgebiet bestanden hat und die Bezugsperson mit dem*der Familienangehörigen gleichzeitig ins 

Hoheitsgebiet einreist. Nur diesen Familienangehörigen könne der Status asylberechtigt bzw. sub-

sidiär schutzberechtigt gewährt werden. Mangels Günstigkeitsklausel könne der Anwendungsbe-

reich der Status-Verordnung nicht auf Angehörige, auf die dies nicht zutrifft, ausgeweitet werden. 

 

Da die Status-Verordnung jedoch nicht wortwörtlich auf eine gleichzeitige Einreise abstellt, wird die 

zwingende Notwendigkeit dieser Regelung seitens des Landes Wien in Frage gestellt. Es ist nämlich 

denkbar, dass der europäische Gesetzgeber die Wortfolge „in Zusammenhang mit dem Antrag“ wei-

ter definiert als der geplante Entwurf es vorsieht. 

 

Die Auslegung der genannten Bestimmung hat weitreichende Konsequenzen und sollte daher sorg-

sam durchdacht und belegt werden. Familienangehörigen nach der Status-Verordnung stehen die in 

den Art. 25 bis 32, 34 und 35 der Verordnung genannten Rechte zu. So haben sie etwa unter densel-

ben Voraussetzungen wie Staatsangehörige des ihnen internationalen Schutz gewährenden Mit-

gliedstaats Zugang zu medizinischer Versorgung (Art. 32 Abs. 1 der Status-Verordnung). 

 

Dass in Österreich nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten 

ebenfalls in das Regime des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes verlagert werden, erscheint 

nicht nachvollziehbar. Dem europäischen Gesetzgeber kann nicht unterstellt werden, dass nachge-

borene Kinder von Personengruppen, die unter den Schutz der die Status-Verordnung fallen, nicht 

dieselben Vorteile genießen und ihnen insofern kein internationaler Schutzstatus, sondern lediglich 

ein Aufenthaltstitel zu gewähren ist. Die Zulässigkeit dieser Benachteiligung nachgeborener Kinder 

wird ausdrücklich in Frage gestellt, da sie zu absurden Konstellationen führt: So würde etwa ein min-

derjähriges Kind, das gleichzeitig mit der Ankerperson einreist, einen internationalen Schutzstatus 

erhalten, ein nachgeborenes Kind fällt hingegen unter das Regelungsregime des Niederlassungs- 

und Aufenthaltsgesetzes. Die Vereinbarkeit dieser Ungleichbehandlung mit Art. 2 der UN-

Kinderrechtskonvention (Diskriminierungsverbot) erscheint in diesem Zusammenhang höchst frag-

würdig. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Erwin Streimelweger 

Senatsrat 
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Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

(zur Zahl: GZ 2026-0.261.429) 

3. Bundesministerium für Inneres 

(zur Zahl: GZ 2025-1.068.162) 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 35 (zu MA 35-A04-108029-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

7. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 
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